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Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat über den Antrag des D, vertreten durch Dr. Z & Dr. P Rechtsanwälte OEG, der gegen

den Bescheid des Unabhängigen Verwaltungssenates für die Steiermark vom 9. Februar 2012, Zl. UVS 30.15-40/2011-

32, betre@end Betrafung wegen Übertretung des ASVG (weitere Partei: Bundesminister für Arbeit, Soziales und

Konsumentenschutz), erhobenen und zur hg. Zl. 2012/08/0074 protokollierten Beschwerde die aufschiebende Wirkung

zuzuerkennen, den Beschluss gefasst:

Spruch

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG wird dem Antrag nicht stattgegeben.Gemäß Paragraph 30, Absatz 2, VwGG wird dem Antrag

nicht stattgegeben.

Begründung

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG hat der Verwaltungsgerichtshof auf Antrag des Beschwerdeführers die aufschiebende

Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, insoweit dem zwingende ö@entliche Interessen nicht entgegenstehen und nach

Abwägung aller berührter Interessen mit dem Vollzug des Bescheides für den Beschwerdeführer ein

unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre.Gemäß Paragraph 30, Absatz 2, VwGG hat der Verwaltungsgerichtshof

auf Antrag des Beschwerdeführers die aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, insoweit dem zwingende

ö@entliche Interessen nicht entgegenstehen und nach Abwägung aller berührter Interessen mit dem Vollzug des

Bescheides für den Beschwerdeführer ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre.

Um die vom Gesetzgeber geforderte Interessenabwägung durchführen zu können, ist es erforderlich, dass der
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Beschwerdeführer schon im Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darlegt, aus welchen

tatsächlichen Umständen sich der von ihm behauptete Nachteil ergibt (vgl. den Beschluss eines verstärkten Senates

vom 25. Februar 1981, Slg. Nr. 10381/A). Im Fall der Auferlegung von Geldleistungen ist es notwendig, die im Zeitpunkt

der Antragstellung bezogenen Einkünfte sowie Vermögensverhältnisse (unter Einschluss der Schulden nach Art und

Ausmaß) konkret - tunlichst zi@ernmäßig - anzugeben; weiters sind Angaben dazu erforderlich, welcher

Vermögensschaden durch welche Maßnahme droht und inwiefern dieser Schaden im Hinblick auf die sonstigen

Vermögensumstände der beschwerdeführenden Partei unverhältnismäßig ist (vgl. etwa den hg. Beschluss vom

9. April 2010, Zl. AW 2010/08/0003).Um die vom Gesetzgeber geforderte Interessenabwägung durchführen zu können,

ist es erforderlich, dass der Beschwerdeführer schon im Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konkret

darlegt, aus welchen tatsächlichen Umständen sich der von ihm behauptete Nachteil ergibt vergleiche , den Beschluss

eines verstärkten Senates vom 25. Februar 1981, Slg. Nr. 10381/A). Im Fall der Auferlegung von Geldleistungen ist es

notwendig, die im Zeitpunkt der Antragstellung bezogenen Einkünfte sowie Vermögensverhältnisse (unter Einschluss

der Schulden nach Art und Ausmaß) konkret - tunlichst zi@ernmäßig - anzugeben; weiters sind Angaben dazu

erforderlich, welcher Vermögensschaden durch welche Maßnahme droht und inwiefern dieser Schaden im Hinblick auf

die sonstigen Vermögensumstände der beschwerdeführenden Partei unverhältnismäßig ist vergleiche , etwa den

hg. Beschluss vom 9. April 2010, Zl. AW 2010/08/0003).

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde über den Beschwerdeführer eine Geldstrafe in der Höhe von EUR 730,--

verhängt.

Der vorliegende Antrag wird damit begründet, dass durch zu erwartende Vorschreibungen der steiermärkischen

Gebietskrankenkasse eine "erhebliche wirtschaftliche Belastung" des Beschwerdeführers zu erwarten sei. Dazu ist

zunächst darauf hinzuweisen, dass allfällige Vorschreibungen der steiermärkischen Gebietskrankenkasse keine Folge

des Vollzugs des angefochtenen Bescheides wären. Zudem hat der Beschwerdeführer eine konkrete Darstellung seiner

gesamten Einkommens- und Vermögensverhältnisse unterlassen. Darin, dass - wie außerdem vorgebracht wird - die

Rückerstattung des Strafbetrages im Fall des Obsiegens des Beschwerdeführers im verwaltungsgerichtlichen Verfahren

"mit weiteren Kosten bzw. einem erheblichen Aufwand" verbunden wäre, kann kein Nachteil für diesen erblickt

werden.

Der Antrag war daher abzuweisen.

Wien, am 10. April 2012
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